
Niederschrift 
 

über die 5. Sitzung des Kultur- und Schul-, Sport-  und 
Sozialausschusses 

 

vom Dienstag, 08.03.2016 
 

Sitzungsort: 
Grafing b.München 

Marktplatz 28 
Sitzungssaal, Rathaus 

Beginn: 19:15 Uhr 
 

- öffentlich - 
 

 
Anwesend: 

Vorsitzende 

Obermayr, Angelika Erste Bürgermeisterin  

Mitglieder 

Frey, Franz Stadtrat  
Klinger, Josef Stadtrat  
Offenwanger, Regina Stadträtin  
Oswald, Johannes Stadtrat  
Ottinger, Marlene Stadträtin  
Rothmoser, Josef Dr. Zweiten Bürgermeister  
Saißreiner, Franz Stadtrat  
Schlechte, Georg Stadtrat  
Singer, Roswitha Stadträtin  
Wieser sen., Josef Dritten Bürgermeister  

Stellvertreter 

Graf von Rechberg, Max-Emanuel Stadtrat Vertreter Huber Thomas 

Schriftführer/in 

Meyerhofer, Stephan   

Verwaltung 

Bauer, Christian   
Dierauff, Maximiliane   
Magdon, Yvonne   
Wolfert, Manfred   

 
 
Entschuldigt: 

Mitglieder 

Huber, Thomas MdL Stadtrat  

 
 
Die Sitzungsleiterin, Frau Erste Bürgermeisterin Obermayr, eröffnete die 5. Sitzung des 
Kultur- und Schul-, Sport-  und Sozialausschusses und stellte fest, dass hierzu gemäß den 
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gesetzlichen Bestimmungen form- und fristgerecht eingeladen wurde und das Gremium be-
schlussfähig ist (Art. 47 Abs. 2 GO). 
 
 
 

Tagesordnung 
 
1. Genehmigung der Niederschrift der 4. öffentlichen Sitzung des Kultur- und Schul-

,Sport- und Sozialausschusses vom 27.10.2015 nach § 25 Abs. 3 Satz 3 GeschO  
  
2. Schule; 

Raumsituation in Grund- und Hauptschule  
  
3. Schulwesen; 

Antrag der Fraktion Bündnis für Grafing e.V. auf Erweiterung des Ganztagszuges in 
der Grundschule ab 2018  

  
4. Seniorenbeirat; 

Tätigkeitsbericht - Berichtszeitraum September 2014 bis Dezember 2015  
  
5. Vorstellung des Bewegungs- und Begegnungsparcours durch Dipl.-

Sportwissenschaftler Oliver Seitz, Taufkirchen  
  
6. Tätigkeitsbericht der städtischen Behindertenbeauftragten Frau Eva Axmann  
  
7. Kommunale Gleichstellungsstelle; 

Tätigkeitsbericht nach § 5 der Satzung für die Gleichstellungsbeauftragte und das 
Gleichstellungskonzept - Berichtszeitraum Januar 2015 bis Dezember 2015  

  
8. Kommunale Gleichstellungsstelle; 

Gleichstellungskonzept der Stadt Grafing für die Jahre 2016 bis 2020  
  
9. Rechenschaftsbericht der Ersten Bürgermeisterin über den Vollzug des Gleichstel-

lungskonzepts der Stadt Grafing b.München - Berichtszeitraum Januar 2015 bis De-
zember 2015  

  
10. Statusbericht Stadthalle-Turmstube; Kulturkonzept  
  
11. Zuschusswesen; 

Antrag auf Zuschuss für die Montessori-Schule  
  
12. Zuschusswesen; 

Antrag des Kreisjugendrings auf Zuschuss 2016  
  
13. Zuschusswesen; 

Antrag auf Erhöhung des Zuschusses des Familien und Bürgerzentrums  
  
14. Informationen  
  
15. Anfragen gemäß § 30 der Geschäftsordnung  
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TOP 1 
Genehmigung der Niederschrift der 4. öffentlichen Sitzung des Kultur- und Schul-,Sport- und 
Sozialausschusses vom 27.10.2015 nach § 25 Abs. 3 Satz 3 GeschO 

 
Die Niederschrift  über die  4. öffentliche Sitzung des Kultur-, Schul-, Sport- und Sozialaus-
schusses vom 27.10.2015 wurde in das Gremieninfo eingestellt.  
 
 

Beschluss: 
Ja: 12  Nein: 0   
 
Der Kultur-, Schul-, Sport- und Sozialausschuss beschloss einstimmig, die Nieder-
schrift über die 4. öffentliche Sitzung des Kultur-, Schul-, Sport- und Sozialausschus-
ses vom 27.10.2015 zu genehmigen. 
  

 
 
TOP 2 
Schule; 
Raumsituation in Grund- und Hauptschule 

 
Die Erste Bürgermeisterin begrüßte die anwesenden Direktorinnen beider Schulen und die 
Vertreterin der Verwaltung, Frau Magdon, die sie zu diesem Top mit eingeladen habe, damit 
evtl. Fragen nach der Raumsituation an den Schulen beantwortet werden können. 
Die Sitzungsleiterin berichtet vom Vorhaben der Mittelschule Kirchseeon, die dort ebenfalls 
einen Ganztageszug installieren will, um der „Ausdünnung“ der Kirchseeoner Mittelschule 
entgegen zu wirken. 
Ferner solle die Grafinger Grundschule einen Anbau bekommen, um den zusätzlichen 
Raumbedarf der Ganztagesklassen zu decken. 
 
Situation der Mittelschule 
 
Die Direktorin der Mittelschule, Frau Böhm, führt aus, dass es derzeit für die 5. und 6. Klasse 
jeweils eine zweite Ganztagesklasse gäbe und das Vorhaben von Kirchseeon, einen Ganz-
tageszug einzurichten, zwangsläufig zu weniger Anmeldungen aus Kirchseeon und Zorne-
ding für die Ganztagesklassen in Grafing führen werde. 
 
Aber erst im Mai (Übertrittszeugnisse) stellen sich genauere Zahlen heraus, auch die der 
Grafinger Kinder. Momentan sähe es jedenfalls nach jeweils zweiten Ganztagesklassen aus. 
Auch unter Berücksichtigung der „Inklusions-Kinder“ (8–13 Kinder) und deren Bedarf an Dif-
ferenzierungsräumen ist die Raumsituation an der Mittelschule zwar angespannt, aber noch 
organisierbar. 
Sie rechne persönlich mit 5–9 Kinder, die bei Genehmigung dann eine Kirchseeoner Ganz-
tagesklasse besuchen würden. 
 
Situation an der Grundschule 
 
Ganz anders dagegen sähe die Situation an der Grundschule aus, wie die Direktorin zu be-
richten wusste. Man habe derzeit insgesamt 18 Klassen (davon 3 Ganztagesklassen) und 19 
Räume zur Verfügung. Dieser eine Zusatz-Raum werde mehrheitlich als Differenzierungs-
raum für die 3 Ganztagsklassen benutzt. Im nächsten Schuljahr werde man aber insgesamt 
19 Klassen und auch 19 Klassenzimmer benötigen, so dass der Differenzierungsraum weg-
fiele. Es stelle sich deshalb die Frage, wo dann eine sinnvolle Ganztagesbetreuung unterzu-
bringen wäre. 
Die vorgeschlagenen mobilen Raumteiler können nach Aussage der Verwaltung aber keine 
Dauerlösung sein, sondern nur übergangsweise eine gewisse Raumnot lindern. 
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Nimmt man die in Grafing geplanten Baugebiete hinzu, dürften auf längere Sicht mehr Klas-
sen an der Grundschule hinzukommen. 
 
Die Vertreterin der Verwaltung führte dann aus, dass ca. 820 m² zusätzlicher Raumbedarf 
bestünde, die ein Anbau beinhalten müsste. 
Derzeit sei das technische Bauamt mit der Überprüfung der Räume nach Funktionalität be-
schäftigt (Erstellung eines technischen Raumbuchs). 
 
Die Frage nach dem Bedarf an der Mittelschule bis ca. 2020 konnte die Rektorin nur speku-
lativ mit jährlich zu erwartenden 200–210 Schülern beantworten. Die Einzügigkeit sollte aber 
mittelfristig gesichert sein. 
Theoretisch bräuchte sie aufgrund der derzeitigen pädagogischen Anforderungen zu jedem 
Klassenzimmer einen (kleineren) Differenzierungsraum, dies war vor ca. 10 Jahren noch 
anders. Auch hätte sich die maximale Schüleranzahl pro Klasse stetig nach unten geändert 
(derzeit 28). 
In die konkrete Planung des Anbaus gehe man mit dem Wunsch nach vier Differenzierungs-
räumen. 
Die Rektorin der Grundschule wies darauf hin, dass die mit der Genehmigung des gebunde-
nen Ganztageszuges einhergehenden Auflagen bzgl. der Räumlichkeiten noch nicht erfüllt 
seien, lediglich der Bau der Mensa sei bewerkstelligt.  
Deshalb bitte Sie lediglich um Umsetzung der Auflagen.  
 
 

 
 
TOP 3 
Schulwesen; 
Antrag der Fraktion Bündnis für Grafing e.V. auf Erweiterung des Ganztagszuges in der 
Grundschule ab 2018 

 
Die Erste Bürgermeisterin erteilte der antragstellenden Fraktion (in personam Stadtratsmit-
glied Ottinger) zur Erläuterung ihres Antrages das Wort. 
Diese erklärte, dass Kinderbetreuungsmöglichkeiten für die Frauengleichstellung unabding-
bar seien. Nachdem sich der Bau des Kinderhauses an der Forellenstrasse noch hinziehen 
werde, sei es umso wichtiger, wenigstens die ganztägige Betreuung der Grundschüler mit 
dem Beginn eines zweiten Ganztageszuges auszubauen. 
Dies auch vor dem Hintergrund, dass man zwar den Anbau an den Schulkomplex beschlos-
sen hätte, aber im Stadtrat noch nicht über die Belegung dort diskutiert wurde.  
Deshalb müssen jetzt die Weichen gestellt werden, in dem Anbau auch einen zweiten Ganz-
tageszug unterzubringen. In diese Richtung müsse deshalb jetzt bereits geplant werden, 
auch was die Größe der Räume im Hinblick auf eine evtl. Nutzung als Klassenraum anbe-
lange. 
Die Sitzungsleiterin erwiderte, dass ein Antrag für einen weiteren gebundenen Ganztages-
zug erst dann gestellt werden könne, wenn der erste Zug voll sei, also konkret erst im Früh-
jahr 2018. Der Antrag des BfG sei also derzeit noch nicht entscheidungsreif und würde sinn-
vollerweise erst im Laufe des Schuljahres 2017/2018 vom BfG gestellt werden. 
Auch käme ein offener Ganztageszug in Frage, was derzeit an anderen Schulen bereits an-
geboten bzw. getestet werde. 
Die Raumplanung im geplanten Schulanbau werde nach Beschlusslage auch auf eine multi-
funktionale (differenzierte) Nutzung ausgerichtet sein, was Klassenräume allerdings aus-
schließe. Angedacht werde ein Anbau zwischen 800 m²  und  1.000 m² 
Die Rektorin der Grundschule bezweifelte angesichts der aktuellen Zahlen, dass ein zweiter 
Ganztageszug überhaupt zustande käme, für den dann zwar mehr Räume nötig wären, je-
doch keine reine Verdoppelung der Raumanzahl. Aber der Bedarf an Nachmittagsbetreuung 
an der Grundschule werde in den nächsten Jahren steigen, ob nun in einem gebundenen 
oder offenen Ganztagessystem bzw. durch eine Mittagsbetreuung und/oder Hort. 
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Stadtratsmitglied Ottinger nahm den gestellten Antrag Ihrer Fraktion zurück, bat aber um 
Aufnahme in das Protokoll, dass der Anbau so geplant werden möge, dass alle Optionen 
(auch ein evtl. zweiter Ganztageszug) offen bleiben. 
 
 
  

 
 
TOP 4 
Seniorenbeirat; 
Tätigkeitsbericht - Berichtszeitraum September 2014 bis Dezember 2015 

 
Die Erste Bürgermeisterin erteilt dem stellvertretenden Vorsitzenden des Seniorenbeirats, 
Herrn Siebert, das Wort. 
Dieser erläutert die folgende zur Verfügung gestellte Beschlussvorlage: 
 
 
 

Tätigkeitsbericht  
des Seniorenbeirats der Stadt Grafing b.München 

– Berichtszeitraum September 2014 bis Dezember 2015 – 
 
Der Seniorenbeirat der Stadt Grafing hat am 30. September 2014 seine Tätigkeit aufge-
nommen. Grundlage für die Arbeit des Seniorenbeirats ist die „Vereinbarung zur Errichtung 
eines Seniorenbeirats in Grafing“ vom 11. Januar 2014. Gemäß dieser Vereinbarung hat der 
Seniorenbeirat jährlich einen Tätigkeitsbericht im Stadtrat abzugeben. 
 
Am 30. September 2014 fand die Konstituierende Sitzung des Seniorenbeirats statt. Zum 
ersten Vorsitzenden wurde Herr Josef Koller, als sein Stellvertreter Herr Klemens Siebert, 
gewählt. Herr Stadtrat Franz Frey wurde zum Schriftführer ernannt, als sein Stellvertreter 
fungiert Herr Stadtrat Dr. Josef Rothmoser. 
 
Im Berichtszeitraum ist der Seniorenbeirat zu insgesamt sechs Sitzungen zusammengetre-
ten; dabei wurden folgende Themen behandelt: 
 
Vernetzung mit anderen Senioren-Institutionen und mit Experten 
Bei dem gemeinsamen Besuch der Tagespflege Grafing wurde ein erster Kontakt mit dem 
Seniorenbeirat Ebersberg geknüpft. Darüber hinaus wurde zweimal ein „Runder Tisch“ mit 
Experten der Seniorenarbeit in Grafing einberufen. Schwerpunktmäßig ging es hierbei um 
die Ergebnisse der BürgerInnenbefragung „Älter werden im Landkreis“ sowie  um „Altersar-
mut und Vereinsamung in Grafing“ und den „Seniorentag in der Stadthalle Grafing“. Als Se-
niorenbeiratsvorsitzender hat Herr Koller bei der Erstellung einer „Notfallmappe für Senioren“ 
des Landratsamts mitgearbeitet, die inzwischen kostenlos aufliegt. 
 
Ruhebänke im Stadtgebiet Grafing 
Vom Seniorenbeirat wurden die vorhandenen Ruhebänke überprüft, Schäden gemeldet und 
diese durch den Bauhof zügig behoben. Von privater Seite wurde in Haidling – auf dem von 
Spaziergängern häufig benutzten Weg nach Schamach – eine neue Ruhebank aufgestellt. 
 
Verkehrsberuhigung in  Ortsstraßen 
Am Seniorenhaus wurden auf Antrag des Seniorenbeirats in der Schwarzbäckstraße weitere 
bauliche Verkehrsberuhigungsmaßnahmen umgesetzt. Ein Antrag  auf Verkehrsberuhigung 
der Rathausgasse wurde abgelehnt, da er nicht umsetzbar sei. 
 
Zusätzliche Behindertenparkplätze 



5. Sitzung des Kultur- und Schul-, Sport-  und Sozialausschusses vom 08.03.2016 - öffentlich - Seite 6 von 22 
 
Auf Antrag des Seniorenbeirates wurde am Marktplatz gegenüber der Bären-Apotheke ein 
neuer Behindertenparkplatz geschaffen. Beantragt wurde ebenso ein Behindertenparkplatz 
vor der Stadthalle. Dieser Antrag wurde von der Stadtverwaltung zurückgestellt, da die Auf-
fahrt für Notfälle frei gehalten werden muss. Ebenso wurde ein Behindertenparkplatz bei den 
Augenärzten in der Griesstraße beantragt; auch hier gibt es bislang keine Lösung wegen der 
erforderlichen Breite eines solchen Parkplatzes. 
 
Öffentliche Toiletten im Stadtgebiet 
Bei einem Rundgang mit Herrn Koller und einem Vertreter der Stadt wurde vereinbart, ent-
sprechende Hinweisschilder auf die öffentlichen Toiletten anzubringen. Bei der Kirche St. 
Ägidius wurde ein solches Schild am Pfarrhof mittlerweile installiert, die anderen Schilder 
sind zugesagt. Bislang nicht erreicht werden konnte die Schaffung einer zusätzlichen Toilette 
im Bahnhofsbereich, da auf die Toilette am Spielplatz verwiesen wird (im Winter geschlos-
sen). 
 
Bewegungsparcours 
In mehreren Sitzungen befasste sich der Seniorenbeirat mit diesem Thema nach dem Vor-
bild von Taufkirchen/Vils. Ziel ist die Schaffung eines solchen Parcours im Stadtgebiet, und 
zwar nutzbar für Jung und Alt d.h. als Begegnungsort für die Generationen. 
 
Veranstaltungen 
Am 9. Oktober 2015 wurde in Zusammenarbeit von Stadt und Seniorenbeirat erneut ein „Se-
niorentag“ in der Stadthalle durchgeführt. Alle einschlägigen Institutionen in Grafing waren 
dort mit Infoständen vertreten, darüber hinaus wurde ein breitgefächertes Beiprogramm ge-
boten. Die Veranstaltung stieß auf große Resonanz. Auf der EGA-Gewerbeschau Anfang 
Mai 2015 in Grafing war der Seniorenbeirat mit einem Infostand vertreten und bot eine Zu-
sammenstellung an mit Anschriften der Ansprechpartner für Senioren. 
 
Bürgerbus/Seniorenbus 
Da der Wunsch nach einem Bürgerbus/Seniorenbus ein zentrales Anliegen der Bürgerbefra-
gung „Älter werden im Landkreis“ war, wurde bei der Stadt mit zwei Anträgen (25.11.2014 
bzw. 19.09.2015) hierzu ein Vorstoß gemacht. Ein Bürgerbus wurde aus Kostengründen bis-
her abgelehnt, der Antrag auf Schaffung eines Flexibusses zu gewissen Tageszeiten, der 
auch für Behinderte geeignet und anforderbar gegen günstige Bezahlung ist, läuft derzeit 
noch. 
 
Fortbildungen der Mitglieder 
Die Ergebnisse der Landkreis-Umfrage „Älter werden im Landkreis“ wurden ausführlich be-
sprochen und die angeführten Wünsche auf die Möglichkeit der Umsetzung geprüft. Weiter-
hin setzte sich der Seniorenbeirat mit dem Thema „Altersarmut und Vereinsamung in unser 
Stadt“ auseinander. Hierüber wurde ausführlich diskutiert, nicht gelungen ist es jedoch, ge-
naue Zahlen oder Namen zu ermitteln. Beide Themen standen auch beim „Runden Tisch“ 
am 17. September 2015 auf der Tagesordnung. In der Sitzung vom 5. August 2015 stellte 
eine Vertreterin des „Zentrums für Ambulante Hospiz- und Palliativversorgung im Landkreis“ 
ihre Arbeit vor. 
In der Sitzung vom 8. August 2015 wurden u.a. die Themen aufgegriffen: „Wie wollen Sie im 
Alter wohnen?“, „Ist die Wohnung für den Pflegefall vorbereitet“. Der Vorsitzende des Senio-
renbeirats, Herr Josef Koller, hat eine mehrtägige Ausbildung des Landratsamts zum Wohn-
berater absolviert. Darüber hinaus nehmen die Mitglieder des Seniorenbeirates regelmäßig 
an den von der Seniorenbeauftragten des Landratsamts angebotenen Fortbildungen teil. 
 
Öffentlichkeitsarbeit 
In „Grafing aktuell“ wird durch Hinweise in dem Leitartikel von Frau Bürgermeister Obermayr 
und durch eigene Artikel regelmäßig auf die Arbeit und die öffentlichen Sitzungen des Senio-
renbeirats hingewiesen. Vertreter der Tagespresse berichten nahezu regelmäßig über die 
Tagesordnungspunkte der öffentlichen Sitzungen des Seniorenbeirats. Auf der Internetseite 
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der Stadt sind unter „Seniorenbeirat“ die Mitglieder des Seniorenbeirats mit entsprechendem 
Bild aufgeführt. 
 
Der Seniorenbeirat bedankt sich bei Frau Erster Bürgermeisterin, den Stadträten und der 
Verwaltung für die gute Zusammenarbeit. 
 
 

 
 
TOP 5 
Vorstellung des Bewegungs- und Begegnungsparcours durch Dipl.-Sportwissenschaftler 
Oliver Seitz, Taufkirchen 

 
Vorstellung des Bewegungs- und Begegnungsparcours durch Dipl.-
Sportwissenschaftler Oliver Seitz, Taufkirchen/Vils 
 
Mehrere Vertreter des Seniorenbeirats haben im vergangenen Jahr den Bewegungs- und 
Begegnungsparcours in Taufkirchen/Vils besichtigt. Es handelt sich hierbei um eine Outdoor-
Anlage mit Geräten zum Trainieren verschiedener körperlicher Funktionen. Die Geräte bie-
ten einen hohen Aufforderungscharakter, um die Beweglichkeit, Kraft und Koordination zu 
trainieren. Vorrangige Ziele des Bewegungs- und Begegnungsparcours sind die Aufrechter-
haltung der körperlichen Leistungsfähigkeit älter werdender Menschen sowie die Begegnung 
der älteren mit der jüngeren Generation. Als generationenübergreifender Begegnungs- und 
Bewegungsparcours sollen sich auch jüngere und körperbehinderte Personen angesprochen 
fühlen, Spaß haben und Freude an der Bewegung bekommen. 
 
Dipl.-Sportwissenschaftler Oliver Seitz, hat sich bereit erklärt, in Grafing eine Station probe-
weise einzurichten. Als Probleme stellen sich heraus: die hohen Kosten (in Taufkirchen 70. 
000 €) und der fehlende, geeignete Platz in Grafing. Die Finanzierung könnte z.B. über 
Sponsoring erfolgen. 
 
Die Erste Bürgermeisterin erteilte dann dem anwesenden Herrn Seitz das Wort. 
Dieser erläuterte dem Gremium die Idee und das Konzept hinter einem Bewegungs- und 
Begegnungsparcours, der z.B. folgendermaßen aussehen könnte. 
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Herr Seitz wies darauf hin, dass der Grafinger Seniorenbeirat großen Wert auf einen Begeg-
nungsparcours lege, auf dem nicht nur Senioren, sondern auch Jugendliche und Erwachse-
ne trainieren könnten. 
Dies könne man durch die Wahl der Trainingsgeräte sicherstellen.  
Die Lebensdauer der Geräte betrage ca. 10-15 Jahre, die aber nichtsdestotrotz regelmäßig 
gewartet werden müssten. 
Die Haftung bei evtl. Unfällen liege beim Betreiber, also der Stadt Grafing 
 
In der anschließenden Diskussion wurde die Wichtigkeit unterstrichen, zur Realisierung ei-
nes Begegnungsparcours alle Grafinger Sportvereine mit einzubinden, ggf. auch finanziell. 
Als evtl. Standort käme möglicherweise der Stadtpark oder einer in der Nähe des Betreuten 
Wohnens in Frage. 
 
 

 
 
TOP 6 
Tätigkeitsbericht der städtischen Behindertenbeauftragten Frau Eva Axmann 

 
Aufgrund der verhinderten städtischen Behindertenbeauftragten Frau Eva Axmann wird die-
ser TOP von der Tagesordnung genommen.  
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TOP 7 
Kommunale Gleichstellungsstelle; 
Tätigkeitsbericht nach § 5 der Satzung für die Gleichstellungsbeauftragte und das Gleichstel-
lungskonzept - Berichtszeitraum Januar 2015 bis Dezember 2015 

 
Die Erste Bürgermeisterin erteilt der Vertreterin der Verwaltung; Frau Dierauff, das Wort. 
Dies erläutert die folgende zur Verfügung gestellte Beschlussvorlage: 
 
Kommunale Gleichstellungsstelle; 
Tätigkeitsbericht nach § 5 der Satzung für die Gleichstellungsbeauftragte und das 
Gleichstellungskonzept - Berichtszeitraum Januar 2015 bis Dezember 2015 
 

Nach Art. 3 Abs. 2 des Grundgesetzes sind Männer und Frauen gleichberechtigt. Die Aufga-
be der Kommunalen Gleichstellungsstelle besteht darin, dass dieses Verfassungsgebot vor 
Ort beachtet und erfüllt wird. Ausgangspunkt für den vorliegenden Tätigkeitsbericht ist die 
vom Stadtrat im Dezember 1997 verabschiedete Satzung, in der der Gleichstellungsstelle ein 
entsprechender Arbeitsauftrag mitgegeben wurde. 
 
Die Erfüllung der Aufgaben aus dem Bayerischen Gleichstellungsgesetz (BayGlG) ist eine 
Querschnittsaufgabe, deren Ziel es ist, im Rahmen der Zuständigkeit und der finanziellen 
Leistungsfähigkeit der Stadt auf die Gleichstellung von Frauen und Männern in Familie, Beruf 
und Gesellschaft hinzuwirken. 
 
Als zentrale Aufgabe der Kommunalen Gleichstellungsstelle kann dabei gesehen werden, 
die Interessen und Belange von Frauen und Mädchen vor Ort zu bündeln, zu koordinieren 
und zu vertreten.  
 
Die Aufgabenbereiche der Gleichstellungsstelle sind breit angelegt; zur Umsetzung dieser 
Ziele hat die Gleichstellungsbeauftragte drei Arbeitsschwerpunkte. Zum einen handelt es 
sich um die beiden externen Bereiche 
 

- Beratungsangebot 
- Öffentlichkeitsarbeit; 

 
zum anderen wird der interne Bereich durch das 
 

- Gleichstellungskonzept für die Stadtverwaltung abdeckt. 
 
Beratungsangebot 
 
Bürgerinnen erwarten von der Gleichstellungsstelle vor allem Information und Beratung zu 
Fragen rund um die Lebenssituation von Frauen. Anfragen wurden auch im Jahr 2015 so-
wohl persönlich als auch per Telefon vorgebracht. Bei den Beratungsgesprächen hat die 
Gleichstellungsstelle die hilfesuchenden Frauen über die zuständigen Ansprechpersonen 
informiert bzw. die Anfragen an die zuständige Beratungsstelle weitergeleitet. Abhängig von 
der jeweiligen persönlichen Problematik ergab sich daraus eine entsprechend unterschiedli-
che Dauer der Beratungsgespräche und des Beratungszeitraums. 
 
An die Gleichstellungsstelle wenden sich Frauen in schwierigen Konfliktlagen. Oft muss eine 
erste Krisenintervention geleistet und die Vermittlung an die richtigen Fachstellen oder Ein-
richtungen organisiert werden. Insgesamt muss sich die Gleichstellungsstelle auf ein breites 
Themenspektrum einstellen und bei den Beratungsgesprächen Vertrauen bei den Kundinnen 
schaffen. Wie auch in den vergangenen Jahren, haben in 2015 vor allem Frauen in Tren-
nungssituationen oder anschließend als allein erziehende Mütter Unterstützung gesucht – 
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sei es beim Wiedereinstieg in den Beruf oder bei der damit verbundenen Notwendigkeit an 
einem bedarfsgerechten Angebot an Kindertageseinrichtungen. 
Zur Betreuung der Beratungsfälle ist eine intensive Zusammenarbeit und ständiger Kontakt 
mit Frauenorganisationen, Beratungsstellen, Wohlfahrtsverbänden, Bildungseinrichtungen, 
Selbsthilfegruppen u.Ä. erforderlich. Nur mit Hilfe eines engen und möglichst lückenlosen 
Netzwerks kann eine optimale Nutzung des breit gefächerten Angebots an Fachstellen ge-
währleistet sein. 
 
Öffentlichkeitsarbeit 
 
Die Gleichstellungsbeauftragte pflegt für die Umsetzung gleichstellungsrelevanter Fragen 
Kontakte zu Behörden, Institutionen, Verbänden, Einrichtungen und  Interessengruppen. Sie 
fördert die Zusammenarbeit und den Erfahrungsaustausch mit anderen Gleichstellungsstel-
len, sowohl auf örtlicher als auch auf Landesebene. Sie ist dazu berechtigt, an überörtlichen 
Arbeitsgemeinschaften und Vertretungen der Kommune zu gleichstellungsrelevanten Fragen 
teilzunehmen. Hierzu zählt auch die jährliche Dienstbesprechung beim Sozialministerium. 
 
Der seit 20 Jahren existierende Frauen-Arbeitskreis (bestehende aus der Gleichstellungs-
stelle des Landratsamt, der Gleichstellungsstelle der Stadt Grafing und dem Frauen- und 
Mädchennotruf Ebersberg) organisiert jährlich zum Internationalen Frauentag eine Informati-
onsbörse für Frauen. Unter dem Motto SELBST.FRAU.SEIN fand diese Veranstaltung am 6. 
März 2015 im LRA Ebersberg statt. Mit Workshops, Vorträgen und Kreativangeboten sollte 
dort aufgezeigt werden, wie der Spagat zwischen Familie und Beruf zu leisten ist. 
 
Darüber hinaus wurde vom Frauen-Arbeitskreis ein größeres Theaterprojekt zum Thema 
„Selbstwahrnehmung von Mädchen“ angestoßen. Hier wird noch nach einer Mittelschule im 
Landkreis gesucht, die dieses Projekt umsetzen möchte. 
 
Der 25. November ist traditionsgemäß der „Tag gegen Gewalt gegen Frauen“. Hierzu war im 
vergangenen Jahr eine Rechtsanwältin eingeladen, die über Geldentzug als Mittel für Gewalt 
an Frauen in Trennungs- und Scheidungssituationen referierte.  
 
Nach wie vor wird die Rathaus-Infothek regelmäßig von der Gleichstellungsstelle mit Infor-
mationsbroschüren für Frauen bestückt. Darüber hinaus bietet die Homepage der Stadt eine 
entsprechende Plattform. 
 
Gleichstellungskonzept 
 
Auf der Grundlage des BayGlG vom 01.07.1996 ist die Satzung für die Gleichstellungsbeauf-
tragte und das Gleichstellungskonzept der Stadt Grafing b.München zum 01.12.1997 in Kraft 
getreten. In diesem Gleichstellungskonzept sind sowohl die interne Wirkung der Gleichstel-
lungsstelle wie auch die Maßnahmen und Initiativen zur Umsetzung dieses Konzepts inner-
halb der Verwaltung geregelt. Die vorliegende Version des Gleichstellungskonzepts wurde 
am 20. Juli 2010 vom Stadtrat verabschiedet.  
 
Als wesentliche Hauptziele des Gleichstellungskonzepts gelten die Vereinbarkeit von Familie 
und Erwerbstätigkeit wie auch Maßnahmen und Initiativen zur Erhöhung des Frauenanteils 
innerhalb der Verwaltung. Frauenförderung hat dabei die Aufgabe, im Rahmen der Perso-
nalpolitik Chancengleichheit für Frauen herzustellen. Eine Quotenregelung bei der Personal-
auswahl sieht das Gesetz nicht vor. 
 
Fazit 
 
In vielen Bereichen haben sich die Chancen von Frauen verbessert, doch trotz Erfolgen gibt 
es noch Einiges zu tun. Deshalb sollen auch im Jahr 2016 diese Aktivitäten entsprechend 
fortgesetzt werden. Zum einen gilt es deutlich zu machen, dass auf kommunaler Ebene eine 
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Anlaufstelle besteht, die Frauen mit ihren Problemen ernst nimmt, andererseits soll aufge-
zeigt werden, dass die Frage der Gleichstellung zwischen Frauen und Männern in der Kom-
mune als wichtig erachtet wird. 
 
Auf Nachfrage gab die Vertreterin der Verwaltung an, dass aus ihrer Praxiserfahrung die 
schwierigsten Situationen bei Frauen aufgrund von Trennungen und Scheidungen entstün-
den.  
 
 

 
 
TOP 8 
Kommunale Gleichstellungsstelle; 
Gleichstellungskonzept der Stadt Grafing für die Jahre 2016 bis 2020 

 
Die Sitzungsleiterin erteilt der Vertreterin der Verwaltung, Frau Dierauff, das Wort. 
Diese erläutert die folgende zur Verfügung gestellte Beschlussvorlage: 
 
Auf der Grundlage des Bayerischen Gleichstellungsgesetzes (BayGlG) wurde am 08.10.1997 

die Satzung für die Gleichstellungsbeauftragte und das Gleichstellungskonzept der Stadt 
Grafing b.München erlassen; sie trat mit Wirkung vom 1. Dezember 1997 in Kraft. Wesentli-
cher Bestandteil dieser Satzung ist das gemäß § 4 zu erstellende Gleichstellungskonzept, 
dessen Grundlage die Inhalte des Art. 5 Abs. 1 mit 5 BayGlG darstellen. 
 
Das am 30. Juni 2006 unbefristet verlängerte Bayerische Gleichstellungsgesetz (BayGlG) 
schreibt eine Erstellung bzw. Fortschreibung des Gleichstellungskonzepts in einem Turnus 
von fünf Jahren vor; die Gleichstellungsstelle ist daran zu beteiligen. 
 
Die vorrangigen Ziele des Gleichstellungskonzepts sind Maßnahmen und Initiativen zur Er-
höhung des Frauenanteils, die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbsarbeit sowie die Um-
setzung des Gleichstellungskonzepts innerhalb der Stadtverwaltung. 
 
Als Stichtag für die dem Konzept zu Grunde gelegten Daten wurde der 31.12.2015 gewählt, 
und basiert somit auf aktuellem Zahlenmaterial. Die im Situationsbericht (Ist-Analyse) aufge-
führten Angaben stimmen mit den Vorgaben des BayGlG überein. Der Inhalt entspricht – 
abgesehen von der Aktualisierung der zu Grunde liegenden Daten – dem vorangegangenen 
Gleichstellungskonzept. 
 
 

Beschluss: 
Ja: 12  Nein: 0   
 
Der Kultur-, Schul-, Sport- und Sozialausschuss erteilt dem Gleichstellungskonzept für 
die Jahre 2016 bis 2020 einstimmig seine Zustimmung. 
 
  

 
 
TOP 9 
Rechenschaftsbericht der Ersten Bürgermeisterin über den Vollzug des Gleichstellungskon-
zepts der Stadt Grafing b.München - Berichtszeitraum Januar 2015 bis Dezember 2015 

 
Die Erste Bürgermeisterin erläutert folgende zur Verfügung gestellte Beschlussvorlage: 
 
Rechenschaftsbericht der Ersten Bürgermeisterin über den Vollzug des Gleichstel-
lungskonzepts der Stadt Grafing b.München – Berichtszeitraum Januar 2015 bis De-
zember 2015 
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Gesetzliche Grundlagen 
 
Auf der Grundlage des Bayerischen Gesetzes zur Gleichstellung von Frauen und Männern 
(BayGlG) ist die Satzung für die Gleichstellungsbeauftragte und das Gleichstellungskonzept 
der Stadt Grafing b.München zum 1. Dezember 1997 in Kraft getreten. 
 
Wesentlicher Bestandteil dieser Satzung ist die Erstellung des Gleichstellungskonzepts, in 
dem die Maßnahmen und Initiativen zur Frauenförderung sowohl innerhalb der Stadtverwal-
tung als auch bei den Außenstellen geregelt sind. Das vom Stadtrat am 20. Juli 2010 verab-
schiedete Gleichstellungskonzept ist Ende 2015 ausgelaufen und wird nun bis zum Jahr 
2020 fortgeschrieben. 
 
Ziele des Gleichstellungskonzepts 
 
Zielvorgabe des Gleichstellungskonzepts sind die Förderung und Verwirklichung der Gleich-
stellung von Frauen und Männern unter Wahrung des Vorrangs von Eignung, Befähigung 
und fachlicher Leistung. 
 
Als Schwerpunkte gelten, die Chancengleichheit von Frauen und Männern zu sichern und 
auf eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit hinzuwirken. Ebenso ist 
eine Erhöhung des Frauenanteils in solchen Bereichen anzustreben, in denen sie in erheb-
lich geringerer Zahl beschäftigt sind als Männer, um somit eine ausgewogene Beteiligung 
von Frauen zu erlangen. 
 
Wichtigste Instrumente zur Umsetzung dieser Ziele sind hierbei die Maßnahmen und Initiati-
ven zur Erhöhung des Frauenanteils und die Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Familie und 
Erwerbstätigkeit. In jedem Fall ist eine Benachteiligung von Frauen und Männern auf Grund 
ihrer Verantwortung für Familie und Beruf auszuschließen. 
Dies werde man z.B. auch durch die Einrichtung sog. „Heimarbeitsplätze“ sicherstellen. 
 
Der betrieblichen Gleichstellung ist innerhalb der Personalentwicklung ein angemessener 
Stellenwert zuzuordnen, wobei Frauenförderung insgesamt als ein integrativer Bestandteil zu 
sehen ist. Frauen sind nicht als separate Zielgruppe mit eigenem ‚Ausnahmecharakter’ zu 
betrachten. 
 
Veränderungen im Personalbereich im Jahr 2015 
Der im Oktober 2005 eingeführte TVöD (Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst) kennt nur 
noch zwei unterschiedliche Statusgruppen, nämlich nach wie vor die der „Beamten“, wo hin-
gegen die bis dahin als „Angestellte“ und „Arbeiter“ bezeichneten Gruppen zu einer Einheit, 
nämlich den „Beschäftigten“ zusammengezogen wurden. 
 
Im Berichtszeitraum sind in den zwei Statusgruppen ausgeschieden: 
- Beamte:   0 (weiblich) 0  (männlich) 
- Beschäftigte   3 (weiblich) 3  (männlich) 
     
Demgegenüber wurden folgende Neueinstellungen vorgenommen: 
- Beamte : 0 (weiblich) 0  (männlich) 
- Beschäftigte : 5 (weiblich) 5  (männlich) plus 1 Azubi 
 
Entsprechend den Zielvorgaben des Gleichstellungskonzepts wurden verwaltungsintern im 
Berichtszeitraum folgende Maßnahmen und Initiativen ergriffen: 
 
Stellenausschreibungen 
 
Alle Stellenausschreibungen waren geschlechtsneutral formuliert bzw. enthielten die voll-
ständige weibliche Berufsbezeichnung. Eine Beschreibung des Aufgabengebietes und der 
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erwarteten Qualifikationen und Fähigkeiten wurde angeführt. Innerhalb des Hauses wurden 
sämtliche Stellenausschreibungen allen Beschäftigten vorab durch Intranet zugänglich ge-
macht. 
 
Bei den Vorstellungsgesprächen wurde darauf geachtet, dass Frauen – unter Beachtung von 
Eignung, fachlicher Leistung und Befähigung – im Verhältnis ihres Anteils an Bewerbungen 
eingeladen wurden. Bei den Bewerbungsgesprächen wurden keine geschlechtsspezifischen 
Fragen gestellt. 
 
Ausbildung und Fortbildung 
 
Neben dem Auszubildenden in der Stadtverwaltung und der Auszubildenden zur Fachange-
stellten für Bäderbetriebe, wurde zum 1. September 2015 ein Auszubildender zur Fachkraft 
für Wasserversorgungstechnik eingestellt. Fortbildungsmöglichkeiten wurden für Frauen wie 
Männer gleichermaßen geboten. Eine bedarfsgerechte Auswahl von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern für die Fortbildungsmaßnahmen wurde beachtet. Teilzeitkräfte hatten die glei-
chen Möglichkeiten zur Fortbildung wie Vollzeitkräfte. Sie haben den gleichen Zeit- bzw. 
Kostenersatz wie Vollzeitbeschäftigte erhalten. 
 
Teilzeitarbeit 
 
Zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Erwerbsarbeit wurden im Berichtszeitraum ins-
gesamt 26 unterschiedliche Teilzeitarbeitsmodelle praktiziert. Somit konnte den individuellen 
familiären Bedürfnissen der Beschäftigten entsprechend Rechnung getragen werden. Bei 
Einstellungen, innerbetrieblichen Stellenbesetzungen, Höhergruppierungen und Beförderun-
gen hat sich eine mögliche oder tatsächliche Elternschaft nicht als Hinderungsgrund ausge-
wirkt. 
 
Das Personalamt hat die an einer Arbeitszeitverkürzung bzw. -erhöhung interessierten Frau-
en im Vorfeld in geeigneter Form über die Möglichkeiten der Teilzeitbeschäftigung informiert. 
Die Stundengrenze für die Versicherungspflicht in der Sozialversicherung und in der Zusatz-
versorgung wurde dabei nicht unterschritten. 
 
Im Berichtszeitraum haben 30 Frauen und 4 Männer, die bei der Stadt als Beschäftigte ein-
gestellt sind, die Möglichkeit einer Teilzeitarbeit wahrgenommen. 
 
Alle Teilzeitbeschäftigten erhielten entsprechend den tariflichen und gesetzlichen Regelun-
gen anteilig die gleichen Leistungen wie die Vollzeitbeschäftigten. Auf die Einstufung in der 
jeweiligen Besoldungs- oder Entgeltgruppe hat sich eine Teilzeitbeschäftigung nicht negativ 
ausgewirkt. Für die Einrichtung von Heim- bzw. Telearbeitsplätzen lagen keine Anfragen vor. 
 
Beurlaubungen und beruflicher Wiedereinstieg 
Im Berichtszeitraum hat sich eine Beschäftigte in Erziehungszeit und eine Beschäftigte in 
Mutterschutz befunden. Das Personalamt hat in entsprechender Form über die Möglichkei-
ten der Beurlaubung – insbesondere im Zusammenhang mit der Erziehungszeit – sowie 
dessen tarifrechtliche Auswirkungen, hingewiesen. Von der beurlaubten Mitarbeiterin wurden 
keine Fortbildungsangebote wahrgenommen. Eine Beamtin befindet sich derzeit im Sonder-
urlaub aus familiären Gründen. 
 
Beurlaubte Beschäftigte erhielten die Möglichkeit, an betrieblichen Veranstaltungen (Perso-
nalversammlung, Betriebsausflug, Weihnachtsfeier) teilzuhaben. 
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TOP 10 
Statusbericht Stadthalle-Turmstube; Kulturkonzept 

 
Die Sitzungsleiterin erteilt dem Vertreter der Verwaltung, Herrn Wolfert, das Wort. 
Dieser erläutert folgende zur Verfügung gestellte Beschlussvorlage: 
 
Herr Schlechte hatte in der Stadtratssitzung am 08.12.2015 eine Anfrage zu folgenden Punk-
ten gestellt: 
 

1. Wie sind die Auslastungszahlen für Veranstaltungen in der Stadthalle und Turmstu-
be? 

2. Wie hoch sind die Umbaukosten für die Turmstube bis jetzt? 
3. Wie sieht das weitere Kulturkonzept für die Stadthalle/Turmstube aus? 

 
Zu Punkt 1:  
 
Um die Anfrage einigermaßen vernünftig beantworten zu können, wurde ein vergleichbarer 
Zeitraum der letzten beiden Jahre herangezogen. Für die Stadthalle waren dies die Betriebs-
zeiträume der Saison 10/2014 bis 02/2015 und der Saison 10/2015 bis 02/2016, für die 
Turmstube der Zeitraum der gesamten Saison 2015/16, d.h. seit Eröffnung der Turmstube 
zugrunde gelegt. Die Auswertung ergab folgende Eckdaten:  
 
Saalbereich: 
 
Zeitraum: Oktober 2014 bis Februar 2015 

¶ Veranstaltungen: 39 

¶ Zuschauer: 10.125 

¶ Eigenveranstaltungen: 9 (1.960 Besucher) 

¶ Fremdveranstaltungen: 30 (8.165 Besucher) 

¶ Bewirtungen: 20 

¶ Pausenbewirtung: 12 

¶ TOP: Faschingsvarieté und Gymnasium Grafing (1.200 Besucher) 
 
Zeitraum: Oktober 2015 bis Februar 2016 

¶ Veranstaltungen: 38 

¶ Zuschauer: 11.323 

¶ Eigenveranstaltungen: 18 (3.063 Besucher) 

¶ Fremdveranstaltungen: 20 (8.260 Besucher) 

¶ Bewirtungen: 23 

¶ Pausenbewirtung: 12 

¶ TOP: Faschingsvarieté (1.200 Besucher) 
 
Turmstuben: 
 
Zeitraum:   Oktober 2015 bis Februar 2016 

¶ Veranstaltungen 11 

¶ Zuschauer:  625 

¶ Eigenveranstaltungen:  8  (435 Besucher) 

¶ Fremdveranstaltungen:  3 (190 Besucher) 

¶ Bewirtungen: 10 

¶ Pausenbewirtung: entfällt 

¶ TOP: Mixed Show (i.d.R. ausverkauft, 70 Besucher) 
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Zu Punkt 2: 
 

 
 
 
Die Umbaukosten betrugen ca. 30.000 Euro, wobei sukzessive weitere Kosten für folgende 
Bereiche anfallen werden: 

¶ Lüftungsanlage 

¶ Ertüchtigung der Elektrotechnik, Verteilerkasten, Stromzähler 

¶ Modernisierung der Bühnentechnik 

¶ Modernisierung der Kücheneinrichtungen 

¶ Fertigstellung der Zuordnung der Sicherheitsbeleuchtung 

¶ Brandschutz 

¶ Fertigstellung der Toilettenanlagen 
 
Zu Punkt 3: Kulturkonzept 
 
Konzeptionell erfährt die Kultur in Grafing eine wirkungsvolle Aufwertung durch Schaffung 
einer Kleinkunstbühne in der ehemaligen Turmstube der Stadthalle, die 2016/17 um weitere 
Projekte und Formate ergänzt wird.  
 
Einher geht damit die kontinuierliche Verbesserung der Vernetzung der Kulturszene, regional 
und überregional, insbesondere die Zusammenarbeit mit Ebersberg. Ein ganz wichtiges 
Element dabei bildet die Werbung, die im Zuge der Verfeinerung qualitativer Maßnahmen 
ebenfalls optimiert sowie in der räumlichen Wirkung ausgedehnt werden wird. 
 



5. Sitzung des Kultur- und Schul-, Sport-  und Sozialausschusses vom 08.03.2016 - öffentlich - Seite 16 von 22 
 
Ein Augenmerk richtet sich auch auf die Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und Kultur. 
Die Realisierung größerer Projekte ist über Sponsoring mithin leichter zu realisieren, der 
Mehrwert an Kultur fließt im Gegenzug wieder zurück in die Wirtschaft. 
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Auf Nachfrage erklärte der anwesende künstlerische Leiter der Stadthalle, Herr Schlagen-
haufer, dass man über die Kostendeckung bei Veranstaltungen im Saal nicht pauschal beur-
teilen könne, da es auf den ausgehandelten Gagenvertrag ankäme.  
Bei einer Veranstaltung mit ca. 300 Besuchern und einem Gagenvertrag mit Umsatzbeteili-
gung könne man wohl von einer Kostendeckung ausgehen. 
Im Bereich der Turmstube werden bei den Kleinkunst-Veranstaltungen die marktüblichen 
70/30 Umsatzbeteiligungs-Verträge mit den Künstlern abgeschlossen, die sicherlich kosten-
deckend seien. 
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Sollte bei der Buchung eines bestimmten Künstlers eine feste Gage unumgänglich sein, 
müsse man sich im Vorfeld überlegen, ob man diese einspielen könne. 
 
Es wurde ferner der Wunsch geäußert, eine allumfassende Kosten- und Ertragsaufstellung 
für die jeweils einzelnen Veranstaltungen zu erstellen.  
 
Ebenfalls auf Nachfrage gab die Verwaltung an, dass ein Pachtvertrag für die Turmstube 
noch mit dem Wirt auszuhandeln sei. 
Auch strebe man eine verstärkte Zusammenarbeit mit der Musikschule in Richtung klassi-
sche Musik an. 
An einer entsprechenden transparent gestaltenden Gebührensatzung für die Turmstube 
werde gearbeitet.  
 
 

 
 
TOP 11 
Zuschusswesen; 
Antrag auf Zuschuss für die Montessori-Schule 

 
Die Sitzungsleiterin erteilt dem Vertreter der Verwaltung, Herrn Bauer, das Wort. 
Dieser erläutert die folgende zur Verfügung gestellte Beschlussvorlage: 
 
Mit Schreiben vom 24.11.2015 wandte sich der Vorstand der Montessori-Schule wieder an 
die Stadt Grafing. Die Montessori-Schule wird derzeit von 16  (2013: 17; 2012: 19; 2011: 25) 
Kindern aus Grafing besucht. Die Einrichtung bittet um einen Zuschuss durch die Stadt, weil 
sie als Privatschule wesentlich weniger finanzielle staatliche Unterstützung erhält. Man be-
fürchtet finanzielle Nachteile durch mögliche, weitere umfangreiche Gesetzesänderung. 
 
Der Förderverein als Träger der Schule weist darauf hin, dass sich die Kommunen bisher 
Kosten ersparen und es im Sinne der Gleichbehandlung nicht sein dürfe, dass die Montesso-
rischule schlechter gestellt werde als staatliche oder kommunale Schulen. Die Montesso-
rischule sieht sich als Bereicherung der Schullandschaft, da sie innovativ arbeitet und eine 
Alternative für Familien darstellt. Besonders bekannt ist die Schule wegen ihrer Inklusions-
bemühungen.     
 
Bereits in früheren Anträgen wurde festgestellt, dass die monatliche Belastung der Eltern mit 
einem durchschnittlichen Schulgeld von Euro 240,– nicht mehr gesteigert werden kann. Die 
Kinder, die die Einrichtung besuchen, benötigen oft eine besondere Betreuung, wodurch sich 
die Gemeinden Kosten sparen, die sie sonst aufbringen müssten, um die Betreuung sicher 
zu stellen. Deshalb beantragt die Schule einen Zuschuss von Euro 1.600,–.  
 
Früher hat die Stadt wegen fehlender örtlicher und sachlicher Zuständigkeit keine Zuschüsse 
für die Einrichtung geleistet. Man vermutete auch Bezugsfälle für andere private Schulen im 
Landkreis. Haushaltsmittel für solche Ausgaben sind ebenfalls nicht vorgesehen. Im letzten 
Jahr wurde der Antrag jedoch positiv beschieden.  
 
Eine Förderung bedeutet eine klassische freiwillige Leistung, da keinerlei rechtliche Ver-
pflichtung nach dem Bayerischen Schulfinanzierungsgesetz zur Unterstützung gegeben ist. 
Montessori-Schulen sind reine Privatschulen und haben deswegen lediglich einen Anspruch 
auf Zuwendungen durch den Freistaat. 
 
Bereits in der Vergangenheit haben allerdings mehrere Gemeinden im Landkreis ihre Mei-
nung geändert und Zuschüsse bewilligt. 
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Beschluss: 
Ja: 12  Nein: 0   
 
Der Kultur-, Schul-, Sport- und Sozialausschuss beschloss einstimmig, der Montes-
sori-Schule einen Zuschuss für den laufenden Betrieb in Höhe von insgesamt 1.600,– 
€ (2014: 1.700,– € 2013: 1.900,– €) für das Schuljahr 2015/2016 zu gewähren. Die Aus-
zahlung erfolgt nach Genehmigung des Haushalts 2016 über die Haushaltsstelle 

470.70000. 
 
  

 
 
TOP 12 
Zuschusswesen; 
Antrag des Kreisjugendrings auf Zuschuss 2016 

 
Die Sitzungsleiterin erteilt dem Vertreter der Verwaltung, Herrn Bauer, das Wort. 
Dieser erläutert die folgende zur Verfügung gestellte Beschlussvorlage: 
 
Der Kreisjungendring hat wie jedes Jahr den Zuschuss für die Finanzierung der Förderung 
der Jugendarbeit gemäß Art. 30 AGSG beantragt. Die Kommunen tragen 70% der vom 
Kreisjugendring im letzten Jahr gewährten Zuschüsse an die Vereine.  
 
Für Grafing errechnet sich der Zuschuss wie folgt: 
 

  Gruppe 
Verw.- 
kosten 

Anschaffungen Aktivitäten Summe 

1 Trachtenverein Atteltaler 25,00 € 585,44 €   610,44 € 

2 Trachtenverein Voglbergler Straußdorf 25,00 € 592,64 €   617,64 € 

3 Georgspfadfinder DPSG   466,49 €   466,49 € 

4 Evang. Jugend 53,52 €     53,52 € 

5 Jugendfeuerwehr 25,00 €     25,00 € 

6 Jugend des Deutschen Alpenvereins  62,44 € 1.000,00 €   1.062,44 € 

7 Grafinger Jugendorchester 539,93 € 1.000,00 €   1.539,93 € 

  Summe 730,89 € 3.644,57 €   4.375,46 € 

 
 
Der Anteil von Grafing liegt bei 70 %. Dies entspricht:    Euro 3.062,82 
Hinzu kommt der Grundbetrag für 3.728 Jugendliche (Euro 0,21) von Euro    783,00 
Dies ergibt einen Gesamtbetrag von       Euro 
3.845,82  
 
Bisher hat die Stadt Grafing folgende Zuschüsse ausbezahlt: 
 

1998 Euro 4.151,05 2007 Euro 3.152,89 

1999 Euro 3.156,59 2008 Euro 3.395,30 

2000 Euro 3.332,44 2009 Euro 3.246,51 

2001 Euro 2.750,13 2010  Euro 5.205,53 

2002 Euro 2.929,10 2011 Euro 3.842,60 

2003 Euro 3.150,15 2012 Euro 3.419,91 

2004 Euro 4.014,95 2013 Euro 3.143,26   

2005 Euro 4.261,58 2014 Euro 2.939,64 

2006 Euro 3.492,92 2015 Euro 3.415,95 
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Beschluss: 
Ja: 12  Nein: 0   
 
Der Kultur-, Schul-, Sport und Sozialausschuss beschloss einstimmig, der vom Kreis-
jugendring beantragten Antragssumme für das Haushaltsjahr 2016 in Höhe von Euro 
3.845,82 zuzustimmen. 
 
  

 
 
TOP 13 
Zuschusswesen; 
Antrag auf Erhöhung des Zuschusses des Familien und Bürgerzentrums 

 
Die Sitzungsleiterin erteilt dem Vertreter der Verwaltung, Herrn Bauer, das Wort. 
Dieser erläutert die folgende zur Verfügung gestellte Beschlussvorlage: 
 
Das Familien- und Bürgerzentrum e.V. hat bereits 1998 einen Antrag auf Gewährung eines 
Zuschusses für seine Tätigkeit beantragt. Die Gewährung dieses Zuschusses ist 
Voraussetzung für die Gewährung eines Zuschusses durch das Staatsministerium für Arbeit 
und Soziales, das sich mit einem Zuschuss in höchstens gleicher Höhe wie die örtliche 
Kommune an den Kosten beteiligt.  
 
Das Familien- und Bürgerzentrum erfreute sich damals steigender Mitgliederzahlen und 
weitete sein Angebot dementsprechend aus. Anfangs hat die Verwaltung jährlich 2.500,– € in 
den Haushalt eingestellt. Dieser Betrag wurde nach Beantragung durch das Familien- und 
Bürgerzentrums ausbezahlt.  
 
Im Jahr 2007 wurde ein so genannter Dauerbeschluss gefasst werden, der die Auszahlung 
des Zuschusses ohne vorherige Beratung im Kultur-, Schul-, Sport- und Sozialausschuss 
ermöglicht. Voraussetzung war allerdings, dass die Mittel im Rahmen der Haushaltsplanung 
eingestellt und die Deckung der Ausgabe gewährleistet ist.  
  
Folgende Tabelle zeigt die Zahlungen der Stadt in den letzten 10 Jahren: 
 

HHJ Konto-Nr. Zuschuss Buchungstext 

1998 00/460.70003 Euro 2.556,46 Zuschuss für das Jahr 1998 

1999 00/470.78000 Euro 2.454,20 Zuschuss für das Jahr 1999  

2000 00/470.78001 Euro 2.454,20 Zuschuss für das Jahr 2000 

2001 00/360.70001 Euro 2.454,20 Zuschuss für das Jahr 2001 

2002 00/360.70001 Euro 2.460,00 Zuschuss für das Jahr 2002 

2003 00/360.70001 Euro 2.460,00 Zuschuss für das Jahr 2003 

2004 00/360.70001 Euro 2.460,00 Zuschuss für das Jahr 2004 

2005 00/360.70001 Euro 2.460,00 Zuschuss für das Jahr 2005  

2006 00/360.70001 Euro 2.460,00 Zuschuss für das Jahr 2006 

2007 00/360.70001 Euro 2.460,00 Zuschuss für das Jahr 2007 

2008 00/360.70001 Euro 2.460,00 Zuschuss für das Jahr 2008 

2009 00/360.70001 Euro 2.460,00 Zuschuss für das Jahr 2009 

2011 00/360.70001 Euro 2.460,00 Zuschuss für das Jahr 2010 

2011 00/360.70001 Euro 2.460,00 Zuschuss für das Jahr 2011 

2012 00/340.70001 Euro 2.460,00 Zuschuss für das Jahr 2012 

2013 00/340.70001 Euro 2.460,00 Zuschuss für das Jahr 2013 

2014 00/340.70001 Euro 2.460,00 Zuschuss für das Jahr 2014 

2015 00/340.70001 Euro 3.460,00 Zuschuss für das Jahr 2015 
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Leider wurden die Pflichtstunden in den Jahren 2014 und 2015 nicht erreicht und der 
Zuschuss durch das Ministerium gestrichen. Seit Juli 2015 gibt es einen neuen Vorstand. 
Man will die Einrichtung wieder beleben und so die Voraussetzung für die Gewährung eines 
Zuschusses durch den Freistaat Bayern schaffen. Das setzt einen Zuschuss der Kommune 
in gleicher Höhe voraus. 
 
Allerdings besteht wegen des Ausbleibens der Förderung eine finanzielle Unterdeckung von 
rund 3.600,– €. Mit Schreiben vom 23.11.2015 wurde eine Erhöhung des Zuschusses 
beantragt. Von der Verwaltung wurde daraufhin ein Kassenstandsbericht angefordert. Daraus 
ergibt sich tatsächlich eine Unterdeckung für 2015 von rund  
3.800,– €.  
 
In einem Gespräch in der Stadtverwaltung zeigte man sich zufrieden, wenn es der Stadt 
möglich wäre, einen Zuschuss über 1.000,-- € zu gewähren. Dafür war nach § 12 Abs. 2 g 
der Geschäftsordnung die erste Bürgermeisterin zuständig. Für einen höheren Beschluss 
wäre eine Sitzung des Kultur- und Sozialausschusses notwendig.  
 
Die Einrichtung beantragt die Erhöhung des jährlichen Zuschusses auf 4.000,-- € durch 
einen Ausschussbeschluss im nächsten Jahr. 
 
In der anschließenden Diskussion wurde die vorauseilende Zahlung eines Zuschusses ohne 
Vorlage einer Art „Leistungsbilanz“ durch das Familien- und Bürgerzentrum moniert. 
Es wurde deshalb vorgeschlagen, die bis dato üblichen 2.460.-Euro an das Familien- und 
Bürgerzentrum sofort zu überweisen und über den Restbetrag zu den beantragten 4.000.- 
Euro in der nächsten Sitzung des Kultur-, Schul-, Sport- und Sozialausschusses gegen 
Vorlage einer Leistungsbilanz zu entscheiden. 
 
 

Beschluss: 
Ja: 12  Nein: 0   
 
Der Kultur-, Schul-, Sport- und Sozialausschuss beschloss einstimmig, die bis dato 
üblichen 2.460.-Euro an das Familien- und Bürgerzentrum sofort zu überweisen und 
über den Restbetrag zu den beantragten 4.000.- Euro in der nächsten Sitzung des 
Kultur-, Schul-, Sport- und Sozialausschusses gegen Vorlage einer Leistungsbilanz zu 
entscheiden. 
 
  

 
 
TOP 14 
Informationen 

 
Die Erste Bürgermeisterin teilt mit, dass das Mitteilungsblatt „Grafing aktuell“ umstrukturiert 
werde und ein neues Layout erhalte. Zum bisherigen Preis von ca. 1.300.- Euro brutto konn-
te ein neuer Anbieter gefunden werden, der doppelt so viel Platz bzw. Umfang zur Verfügung 
stellen könne. Dies biete also künftig mehr Raum für z.B.  
Vereins-,Feuerwehr- oder Stadtbüchereimitteilungen. Ebenfalls könne die Anzeigenakquise 
forciert werden. 
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TOP 15 
Anfragen gemäß § 30 der Geschäftsordnung 

 
-keine- 
 

  
 
 
 
 
  

 
Anschließend nicht öffentliche Sitzung. 
 
 
Grafing b.M., 29.11.2016 
Stadt Grafing b.München 
 
 
 
 
 

Angelika Obermayr    Stephan Meyerhofer 
Erste Bürgermeisterin    Schriftführer/in 
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